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ZfZ-Themen

Die Belastung von Strom mit Steuern, Abgaben und Umlagen

Rechtsanwalt Dr. Andreas Klemm, D�sseldorf

Strom ist mit einer Reihe von Steuern, Abgaben und Umlagen belastet. Der prominenteste Strompreisbestandteil,
der es sogar schon wiederholt bis auf die Titelseiten der Tagespresse geschafft hat, ist die EEG-Umlage. Doch die
„Bl�tezeit“ der EEG-Umlage ist vorbei. Der Gesetzgeber hat diese Umlage zum 1.7.2022 auf null gesetzt und
damit faktisch abgeschafft. Auch die Stromsteuer genießt große Bekanntheit, insbesondere – aber nicht nur –
bei den Lesern dieser Zeitschrift. Andere Abgaben und Umlagen sind hingegen weit weniger bekannt. Ihr Zweck
und der Mechanismus, der hinter ihrer Ermittlung und Erhebung steht, sind selbst f�r den Fachmann h�ufig nur
schwer zu durchschauen. Der nachfolgende Beitrag will dem Leser einen �berblick �ber die Strompreisbelastung
mit Steuern, Abgaben und Umlagen vermitteln, wobei das zum 1.1.2023 in Kraft tretende Energiefinanzierungs-
gesetz (EnFG) bereits ber�cksichtigt wird.

I. Einleitung

Die Strompreise sind in den vergangenen Jahren deut-
lich gestiegen. Laut einer Mitteilung des Statistischen
Bundesamtes zahlten Haushaltskunden im 2. Halbjahr
2021 durchschnittlich 32,87 ct/kWh; Nicht-Haushalts-
kunden waren laut dieser Erhebung im gleichen Zeit-
raum mit durchschnittlich 16,65 ct/kWh belastet.1) Im
Vergleich zum Jahr 2010 handelt es sich um Preisstei-
gerungen von 30 bis 40 %.2) Der Preisanstieg beruhte
lange Zeit prim�r auf staatlichen bzw. staatlich indu-
zierten Strompreisbestandteilen, die im Zusammen-
hang mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien
und der Ausrichtung des Energieversorgungssystems
auf Klimaneutralit�t erhoben werden. Sie machten
�ber die H�lfte des Strompreises aus.3) Die staatlich
nicht induzierten Preisbestandteile, hier insbesondere
die Beschaffungskosten f�r Strom4) und die Netzent-
gelte, spielten hingegen nur eine untergeordnete Rol-
le. Das hat sich erst j�ngst ge�ndert. Bedingt durch
den Ukraine-Krieg und die verminderten Gasimporte
aus Russland sind die Strombeschaffungskosten mas-
siv gestiegen und haben die Belastung des Stromprei-
ses mit Steuern, Abgaben und Umlagen zumindest in
der �ffentlichen Wahrnehmung in den Hintergrund
treten lassen.

Im Folgenden sollen die Strompreisbestandteile im
Einzelnen vorgestellt und n�her erl�utert werden. Die
Darstellung erfolgt dabei aus Sicht eines gewerblichen
bzw. privaten Stromverbrauchers, der seinen gesam-
ten Strombedarf von einem Stromlieferanten seiner
Wahl aus dem �ffentlichen Netz5) bezieht. Die Fallvari-
ante, dass der Stromverbraucher �ber Eigenerzeu-
gungskapazit�ten (z.B. Blockheizkraftwerke und Pho-
tovoltaikanlagen) verf�gt und nur seinen Zusatz- und
Reservestrom aus dem �ffentlichen Netz bezieht,
bleibt bei der Betrachtung außen vor.

II. Strompreisbelastung mit Steuern

1. Stromsteuer

Die Stromsteuer basiert auf dem Stromsteuergesetz
(StromStG)6) sowie auf der Stromsteuer-Durchf�h-
rungsverordnung (StromStV).7) Es handelt sich um

eine Verbrauchsteuer, die mit dem Gesetz zum Ein-
stieg in die �kologische Steuerreform8) mit Wirkung
zum 1.4.1999 neu eingef�hrt wurde. Die im Jahr 1998
neu gebildete Regierungskoalition aus SPD und B�nd-
nis 90/Die Gr�nen erließ das Stromsteuergesetz prim�r
aus �kologischen Gr�nden: Energie sollte gezielt ver-
teuert werden, um den Verbrauchern st�rkere Anreize
zu bieten, vorhandene Energiesparpotentiale auszu-
sch�pfen, erneuerbare Energien st�rker auszubauen
sowie energiesparende und ressourcenschonende Pro-
dukte und Produktionsverfahren zu entwickeln.9) Die
Einnahmen aus der Stromsteuer sollten zur Senkung
der Lohnnebenkosten, namentlich der Sozialversiche-
rungsbeitr�ge, eingesetzt werden. Eine Gegenleistung
steht der Stromsteuer nicht gegen�ber, was sich be-
reits aus dem Begriff der Steuer in § 3 Abs. 1 AO ergibt.

Die Entstehung der Stromsteuer ist in § 5 Abs. 1
StromStG geregelt. Danach entsteht die Steuer da-
durch, dass von einem Stromlieferanten (vom Gesetz
als „Versorger“ bezeichnet) geleisteter Strom durch
einen Letztverbraucher im Steuergebiet aus dem Ver-
sorgungsnetz entnommen wird, oder dadurch, dass
der Stromlieferant dem Versorgungsnetz Strom zum

1) Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung Nr. 144 v. 1.4.2022,
abrufbar unter www.destatis.de. Eine sehr instruktive Informati-
onsquelle ist auch die BDEW-Strompreisanalyse, Juli 2022, ab-
rufbar unter www.bdew.de.

2) Bezogen auf den Haushaltskundenbereich. Die Strompreise fr�-
herer Jahre finden sich in: Statistisches Bundesamt, Daten zur
Energiepreisentwicklung, Lange Reihen von Januar 2005 bis
Juli 2022, Erscheinungsdatum: 31.8.2022.

3) Die Stromsteuer, die urspr�nglich aus Umweltgesichtspunkten
(im Rahmen der �kologischen Steuerreform) eingef�hrt wurde,
ist bei der Berechnung dieses Prozentsatzes nicht ber�cksich-
tigt. Wie jede Steuer dient die Stromsteuer prim�r der Generie-
rung von Staatseinnahmen.

4) Als Beschaffungskosten werden hier die aus Sicht des Stromlie-
feranten aufzuwendenden Kosten f�r die Beschaffung der zur
Belieferung des Endkunden erforderlichen Strommengen be-
zeichnet.

5) Energieversorgungsnetz der allgemeinen Versorgung im Sinne
des § 3 Nr. 17 EnWG.

6) Stromsteuergesetz v. 24.3.1999, BGBl. I 1999, 378; zuletzt ge�n-
dert durch Gesetz v. 30.3.2021, BGBl. I 2021, 607.

7) „Verordnung zur Durchf�hrung des Stromsteuergesetzes
(Stromsteuer-Durchf�hrungsverordnung – StromStV)“ v.
31.5.2000, BGBl. I 2000, 794; zuletzt ge�ndert durch Verordnung
v. 11.8.2021, BGBl. I 2021, 3602.

8) Gesetz zum Einstieg in die �kologische Steuerreform v.
24.3.1999, BGBl. I 1999, 378. Vgl. auch Klemm, ZfZ 2015, 278.

9) Vgl. Gesetzesbegr�ndung, BT-Drucks. 14/40, 1.



Klemm, Belastung von Strom mit Steuern, Abgaben und Umlagen ZfZ 2022 Nr. 11 323

Selbstverbrauch entnimmt. Bei Eigenerzeugern ent-
steht die Steuer mit der Entnahme von Strom zum
Selbstverbrauch. Steuerschuldner ist im ersten Fall
der Stromlieferant und im zweiten Fall der Eigenerzeu-
ger, was in § 5 Abs. 2 StromStG noch einmal ausdr�ck-
lich normiert ist. Der Steuerschuldner hat die an Letzt-
verbraucher gelieferten bzw. selbst verbrauchten
Strommengen dem f�r die Steuererhebung zust�ndi-
gen Hauptzollamt zu melden und den auf der Grund-
lage dieser Mengen berechneten Steuerbetrag an das
Hauptzollamt abzuf�hren. Der Stromlieferant, nicht
aber der Selbstverbraucher, legt die an das Hauptzoll-
amt abgef�hrte Stromsteuer sodann auf vertraglicher
Grundlage (im Stromlieferungsvertrag) auf den Letzt-
verbraucher um.

Der in § 3 StromStG geregelte Steuertarif belief sich
anf�nglich (bei Einf�hrung der Stromsteuer im Jahr
1999) auf 20,- DM pro MWh und wurde in den Folge-
jahren stufenweise angehoben. Seit dem 1.1.2003 be-
l�uft sich der Steuertarif unver�ndert auf 20,50 j pro
MWh. Kein anderer Strompreisbestandteil l�sst sich
so unproblematisch beziffern wie die Stromsteuer: Ein
einfacher Blick in das Gesetz gen�gt. Da die Strom-
steuer eine Verbrauchsteuer ist, stehen die Einnahmen
dem Bund zu (Art. 106 Abs. 1 Nr. 2 GG), fließen also in
den Bundeshaushalt. Die Einnahmen des Bundes aus
der Stromsteuer belaufen sich auf rund 6,5 bis 7,0
Mrd. j pro Jahr (2018: 6,86 Mrd. j, 2019: 6,69 Mrd. j,
2020: 6,56 Mrd. j, 2021: 6,69 Mrd. j)10), wobei der
R�ckgang im Jahr 2020 prim�r auf die Corona-Pande-
mie zur�ckzuf�hren ist. Voraussichtlich wird das
Stromsteueraufkommen in den kommenden Jahren
erheblich steigen (Stichworte: Elektromobilit�t und
Elektrifizierung der W�rmeversorgung).

2. Umsatzsteuer

Rechtsgrundlage f�r die Erhebung der Umsatzsteuer
auf die gelieferten Strommengen ist § 1 Abs. 1 Nr. 1
UStG. Danach unterliegen der Umsatzsteuer „die Lie-
ferungen und sonstigen Leistungen, die ein Unterneh-
mer im Inland gegen Entgelt im Rahmen seines Unter-
nehmens ausf�hrt“. Bei der Stromversorgung handelt
es sich im Regelfall um eine „Lieferung“. Zwar ist
Strom kein k�rperlicher Gegenstand und damit keine
„Sache“ im Sinne des § 90 BGB. Allerdings setzt die
Begriffsbestimmung der Lieferung in § 3 UStG nicht
voraus, dass zwingend Sachen im Sinne des § 90 BGB
geliefert werden. Erfasst werden auch Gegenst�nde,
die im Gesch�ftsverkehr wie Sachen gehandelt wer-
den, insbesondere Strom und W�rme, und damit den
Sachen gleichgestellt sind.11) Das entspricht auch der
Behandlung der Stromlieferung im BGB. Auch dort
wird die Stromlieferung trotz fehlender K�rperlichkeit
dem Kaufvertragsrecht gem�ß §§ 433, 453 BGB unter-
stellt.

Die Umsatzsteuer f�llt auf den gesamten Strompreis
an, also auch auf die Stromsteuer und die sonstigen
Umlagen, mit denen der Strompreis belastet ist. Das
st�ßt vielfach auf Verst�ndnisprobleme. Dem Mann
auf der Straße l�sst sich nur schwer vermitteln, warum
auf „eine Steuer noch einmal Steuer erhoben wird.“
Grundlage hierf�r ist § 10 Abs. 1 UStG. Danach wird
die Umsatzsteuer bei Lieferungen und sonstigen Leis-
tungen nach dem Entgelt bemessen. Entgelt ist dabei

alles, was den Wert der Gegenleistung bildet, die der
leistende Unternehmer vom Leistungsempf�nger f�r
die Leistung erh�lt, einschließlich der unmittelbar
mit dem Preis dieser Ums�tze zusammenh�ngenden
Subventionen, jedoch abz�glich der Umsatzsteuer
selbst.12) Ein verfassungs- oder steuerrechtlicher
Grundsatz, wonach ein versteuerter Betrag nicht noch
einmal besteuert werden darf, existiert nicht. Die Re-
gelung in § 10 Abs. 1 UStG steht mit Art. 78 der Mehr-
wertsteuer-Systemrichtlinie13) im Einklang. Auch dort
ist geregelt, dass „Steuern, Z�lle, Absch�pfungen
und Abgaben“ in die Steuerbemessungsgrundlage
einzubeziehen sind.

Die Umsatzsteuer f�llt in H�he des regul�ren Steuer-
satzes von 19 % an (§ 12 Abs. 1 UStG). Legt man den
vom Statistischen Bundesamt ermittelten durchschnitt-
lichen Strompreis eines Haushaltskunden f�r das 2.
Halbjahr 2021 von 32,87 ct/kWh zugrunde, waren in
diesem 5,25 ct/kWh Umsatzsteuer enthalten; bei dem
durchschnittlichen Strompreis eines Nicht-Haushalts-
kunden (im gleichen Zeitraum) von 16,65 ct/kWh be-
lief sich die Umsatzsteuerbelastung auf 2,66 ct/kWh.
Die Gesamteinnahmen des Staates aus der Besteue-
rung der Ums�tze aus Stromlieferungen lassen sich
nur grob sch�tzen, da das Statistische Bundesamt sei-
ne Umsatzsteuerstatistik nach Branchen aufgliedert
und nicht die Stromlieferung als solche erfasst. Im Jahr
2019 haben Unternehmen, die der Wirtschaftsgliede-
rung „Elektrizit�tsversorgung“ (Nr. 35.1 WZ 2008) an-
geh�ren, Umsatzsteuereinnahmen von rund 79,4
Mrd. j erzielt.14) Nach Abzug der Vorsteuer in H�he
von 69,4 Mrd. j haben diese Unternehmen Umsatz-
steuervorauszahlungen in H�he von rund 10 Mrd. j

an die Finanz�mter abgef�hrt.15)

III. Strompreisbelastung mit Abgaben und Umlagen

1. Konzessionsabgabe

Der Begriff der Konzessionsabgabe ist in § 48 Abs. 1
EnWG legaldefiniert.16) Danach handelt es sich um
ein Entgelt, das von einem Energieversorgungsunter-
nehmen f�r die Einr�umung des Rechts zur Benutzung
�ffentlicher Verkehrswege f�r die Verlegung und den
Betrieb von Leitungen, die der unmittelbaren Versor-
gung von Letztverbrauchern im Gemeindegebiet mit
Energie dienen, entrichtet wird. Zum besseren Ver-
st�ndnis der Konzessionsabgabe muss man etwas aus-
holen: Die Kommunen (St�dte und Gemeinden) in
Deutschland erheben schon seit mehr als 100 Jahren
von den Energieversorgungsunternehmen, die auf ih-
rem Gemeindegebiet Leitungen f�r Zwecke der Ener-

10) Vgl. BMF, Kassenm�ßige Steuereinnahmen nach Steuerarten in
den Kalenderjahren 2018 bis 2020, ferner: BMF, Die Steuerein-
nahmen des Bundes und der L�nder im Haushaltsjahr 2021, Mo-
natsbericht Januar 2022.

11) Vgl. etwa Brandl in Bunjes, Kommentar zum UStG, 21. Aufl.
(2022), § 3 UStG Rz. 37.

12) Vgl. n�her Korn in Bunjes, § 10 UStG Rz. 4 ff.
13) Richtlinie 2006/112/EG des Rates v. 28.11.2006 �ber das gemein-

same Mehrwertsteuersystem, ABl. EU Nr. L 347, 1 v. 11.12.2006;
zuletzt ge�ndert durch Richtlinie (EU) 2022/890 des Rates v.
3.6.2022, ABl. EU Nr. L 155, 1 v. 8.6.2022.

14) Statistisches Bundesamt, Umsatzsteuerstatistik 2020, Fachserie
14, Reihe 8.1, 20.

15) Statistisches Bundesamt, Umsatzsteuerstatistik 2020, Fachserie
14, Reihe 8.1, 20.

16) Eine weitere Legaldefinition findet sich in § 1 Abs. 2 KAV.
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gieversorgung betreiben, ein privatrechtliches Entgelt
in Gestalt der Konzessionsabgabe. Da die Kommunen
bei der Einr�umung der Wegerechte nicht hoheitlich
t�tig werden und damit die Erhebung der Konzessi-
onsabgabe per Verwaltungsakt ausscheidet, wird zwi-
schen der Kommune und dem Energieversorgungsun-
ternehmen ein Konzessionsvertrag17) abgeschlossen.
In diesem r�umt die Kommune dem Energieversor-
gungsunternehmen das Wegerecht ein und erhebt im
Gegenzug die Konzessionsabgabe.18) Das Recht der
Konzessionsabgaben wird durch die §§ 46 ff. EnWG
und die Konzessionsabgabenverordnung (KAV)19) er-
g�nzt. F�r das Verst�ndnis der Konzessionsabgabe be-
deutsam ist, dass die gesetzlichen Regelungen die
Kommune nicht zur Erhebung der Konzessionsabgabe
erm�chtigen, sondern die Erhebung der Konzessions-
abgabe durch die Kommunen bereits voraussetzen
und die Abgabe lediglich der H�he nach begrenzen.

Nach der Entflechtung der Energieversorgungsunter-
nehmen infolge der Energierechtsreform des Jahres
200520) ist es prim�r der Netzbetreiber und nicht der
Stromlieferant, der die Rolle des Vertragspartners der
Kommune �bernimmt. Der Netzbetreiber f�hrt die
Konzessionsabgabe in der konzessionsvertraglich ver-
einbarten H�he an die Kommune ab und belastet sei-
nerseits die in seinem Netzgebiet ans�ssigen Endver-
braucher mit der Abgabe. Je nach Gestaltung der
Stromlieferbeziehungen erfolgt diese Weiterbelastung
entweder direkt gegen�ber dem Endverbraucher oder
�ber den Stromlieferanten, der das Netz zwecks Belie-
ferung des Endverbrauchers in Anspruch nimmt.

Die maximale H�he der Konzessionsabgaben, die die
Kommunen mit dem Konzessionsvertrag erheben d�r-
fen, ist in § 2 Abs. 2 und 3 KAV geregelt. Bei Tarifkun-
den ist die Konzessionsabgabe nach der Einwohner-
zahl der Kommune gestaffelt. Bei Kommunen bis
25 000 Einwohner bel�uft sich der H�chstbetrag auf
1,32 ct/kWh, bis 100 000 Einwohner auf 1,59 ct/kWh,
bis 500 000 Einwohner auf 1,99 ct/kWh und bei Kom-
munen �ber 500 000 Einwohnern auf 2,39 ct/kWh. Bei
Sondervertragskunden betr�gt der H�chstbetrag
0,11 ct/kWh. Die Kommunen sch�pfen die genannten
H�chstbetr�ge in ihren Konzessionsvertr�gen in aller
Regel aus.

Die Konzessionsabgabe ist f�r die Kommunen eine
wichtige Einnahmequelle. So belief sich das Gesamt-
aufkommen im Jahr 2019 auf 3,23 Mrd. j.21) Die
Tendenz ist allerdings seit mehreren Jahren fallend.
Prim�rer Grund hierf�r ist die zunehmende Dezentra-
lisierung der Energieerzeugung. Wenn Strom in der
Photovoltaikanlage auf dem Dach des Eigenheims
oder im BHKW auf dem eigenen Werksgel�nde er-
zeugt wird, werden f�r den Transport dieses Stroms
zur Verbrauchsst�tte keine Leitungen mehr in An-
spruch genommen, die �ber �ffentliche Straßen und
Wege f�hren.

2. EEG-Umlage

Die EEG-Umlage dient der Abdeckung der Kosten, die
durch die F�rderung der Stromerzeugung aus erneu-
erbaren Energien aufgrund des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes entstehen.22) Es handelt sich um Zah-
lungen, die die Netzbetreiber an die Betreiber von

EEG-Anlagen f�r den in den Anlagen erzeugten Strom
leisten. Sie deckt hingegen nicht s�mtliche Kosten ab,
die im Zusammenhang mit dem EEG entstehen. Muss
beispielsweise ein Netzbetreiber aufgrund der Vorga-
ben im EEG sein Netz verst�rken bzw. ausbauen, um
einen Windpark an sein Netz anzubinden, fließen die
hierbei entstehenden Kosten nicht in die EEG-Umlage,
sondern in die Netzentgelte ein.

Die EEG-Umlage existiert seit Inkrafttreten des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes zum 1.4.2000, auch wenn
sie in der Anfangszeit nicht als solche bezeichnet wur-
de. So sprach der BGH in seinen beiden Urteilen vom
22.12.2003,23) in denen er den Steuer- und Abgaben-
charakter der EEG-Umlage verneinte, von „Aufschl�-
gen f�r die nach dem EEG entstandenen Mehraufwen-
dungen“.

Das Umlagesystem (vom Gesetz als „Ausgleichsme-
chanismus“ bzw. „bundesweiter Belastungsausgleich“
bezeichnet) bestand in der Anfangszeit aus f�nf Stu-
fen.24) In einer ersten Stufe nahm der Netzbetreiber,
an dessen Netz die EEG-Anlage angeschlossen war,
den regenerativ erzeugten Strom vom Anlagenbetrei-
ber ab und zahlte diesem eine gesetzlich vorgegebene
Einspeiseverg�tung. Auf der zweiten Stufe war derje-
nige �bertragungsnetzbetreiber (�NB), der dem auf-
nehmenden Netzbetreiber jeweils vorgelagert war,
verpflichtet, die betreffenden Strommengen vollst�n-
dig abzunehmen und zu verg�ten. Auf der dritten Stu-
fe fand ein Ausgleich auf der Ebene der �NB statt.
Diese mussten die von den Netzbetreibern aufgenom-
menen Strommengen so untereinander ausgleichen,
dass jeder �NB im Verh�ltnis zu seiner Gr�ße die
gleiche Menge abgenommen hatte. Damit wurden
ungleichm�ßige Belastungen der �NB, wie sie noch
unter Geltung des Stromeinspeisungsgesetzes25) be-
standen, ausgeglichen (so nehmen die Betreiber der
norddeutschen Netze traditionell �berproportional viel
Windstrom auf). Auf der vierten Stufe wurden die von
den �NB untereinander ausgeglichenen Strommen-
gen gleichm�ßig weiterverteilt. Die Elektrizit�tsversor-
gungsunternehmen, die Strom an Letztverbraucher
lieferten, waren verpflichtet, von dem f�r sie zust�ndi-
gen �NB die Strommengen abzunehmen und zu ei-
nem bundesweit einheitlichen Durchschnittssatz zu

17) Nach h.M. ist der Konzessionsvertrag dem Privatrecht zuzuord-
nen. Es handelt sich weder um einen �ffentlich-rechtlichen Ver-
trag noch um einen Vertrag sui generis.

18) Vor der Liberalisierung der Energiem�rkte im Jahr 1998 war die
Konzessionsabgabe nicht nur die Gegenleistung f�r das Wege-
recht, sondern auch f�r das Versorgungsrecht.

19) Verordnung �ber Konzessionsabgaben f�r Strom und Gas (Kon-
zessionsabgabenverordnung – KAV) v. 9.1.1992, BGBl. I 1992,
12; zuletzt ge�ndert durch Verordnung v. 1.11.2006, BGBl. I
2006, 2477.

20) Durch das „Zweite Gesetz zur Neuregelung des Energiewirt-
schaftsrechts“ v. 7.7.2005, BGBl. I 2005, 1970.

21) Deutscher St�dte- und Gemeindebund, Kernforderungen: Kon-
zessionsabgabenverordnung reformieren – Kommunale Einnah-
men sichern, Stand: 02/2021, 2.

22) Vgl. auch Legaldefinition in § 60 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021. Diese
ist aber verungl�ckt und daher kaum gebr�uchlich.

23) BGH v. 22.12.2003, VIII ZR 90/02, RdE 2004, 105; BGH v.
22.12.2003, VIII ZR 310/02, ZNER 2004, 67.

24) N�her Altrock/Oschmann/Theobald, Kommentar zum EEG,
1. Aufl. (2006), § 14 EEG, Rz. 1 ff.; Hendrich in S�cker (Hrsg.),
Berliner Kommentar zum Energierecht, Sonderband EEG 2014,
3. Aufl. (2015), § 56 EEG, Rz. 1 ff.

25) „Gesetz �ber die Einspeisung von Strom aus erneuerbaren En-
ergien in das �ffentliche Netz (Stromeinspeisungsgesetz)“ v.
7.12.1990, BGBl. I 1990, 2633. Das Gesetz war v. 1.1.1991 bis
zum 31.3.2000 in Kraft.
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verg�ten. Auf einer f�nften Stufe, die gesetzlich nicht
vorgegeben war, haben die Elektrizit�tsversorgungs-
unternehmen sodann die Strommengen an ihre Strom-
kunden geliefert und hierbei die EEG-Belastungen auf
diese abgew�lzt.

Sp�ter wurde der Ausgleichsmechanismus ab der vier-
ten Stufe modifiziert (ab dem Jahr 2010).26) Die �NB
wurden verpflichtet, die aufgenommenen und unter-
einander ausgeglichenen Strommengen am Spotmarkt
einer Stromb�rse nach vorgegebenen Regeln zu ver-
kaufen. Auf die Erhebung der EEG-Umlage konnte
gleichwohl nicht verzichtet werden, da die Verkaufser-
l�se an der B�rse nicht ausreichten, um die Belastun-
gen aus der EEG-F�rderung (Zahlungen an die Anla-
genbetreiber) zu decken. Die EEG-Umlage berechnete
sich aus den Differenzbetrag zwischen der EEG-F�rde-
rung und den Verkaufserl�sen an der B�rse. Auch der
Kreis derer, auf die die EEG-Umlage umgelegt wurde,
wurde im Laufe der Jahre verbreitert: Waren an-
f�nglich nur solche Stromkunden verpflichtet, die
EEG-Umlage zu tragen, die Strom von einem Elektrizi-
t�tsversorgungsunternehmen bezogen (die Entste-
hung der EEG-Umlage war an die Existenz einer Lie-
ferbeziehung gekn�pft), wurde die Verpflichtung ab
August 201427) auch auf Eigenversorgungskonstella-
tionen ausgedehnt. So wurde auch der Betreiber eines
BHKW, der die in seiner Anlage erzeugten Strommen-
gen selbst verbrauchte, zur zumindest anteiligen Tra-
gung der EEG-Umlage verpflichtet.

Eine weitere wesentliche �nderung erfuhr das Umla-
gesystem im Jahr 2020. Die Bundesregierung beschloss
in ihrem Konjunkturprogramm vom 3.6.2020,28) die
EEG-Umlage im Jahr 2021 auf 6,5 ct/kWh und im Jahr
2022 auf 6,0 ct/kWh zu deckeln. Ohne eine solche De-
ckelung w�re die EEG-Umlage den Prognosen zufolge
auf 8,6 ct/kWh im Jahr 2021 angestiegen. Die Decke-
lung erfolgte rechtstechnisch dadurch, dass dem
EEG-Konto der �NB Mittel aus dem Bundeshaushalt
(„Zahlungen der Bundesrepublik Deutschland“) zuge-
f�hrt wurden.29) Handelte es sich bisher um ein Umlage-
system, das gezielt um den Bundeshaushalt herum kon-
zipiert und umgesetzt worden war (nicht zuletzt, um den
beihilferechtlichen Vorgaben des EU-Rechts zu entge-
hen), nahm nunmehr der Staat das Heft des Handelns
in die Hand und verschaffte sich die M�glichkeit, die
H�he der EEG-Umlage durch Zuzahlungen aus dem
Bundeshaushalt zu steuern.

Bedingt durch die starken Preissteigerungen im Ener-
giebereich nach Beginn des Ukraine-Krieges setzte
der Gesetzgeber die EEG-Umlage durch Gesetz vom
23.5.202230) f�r das 2. Halbjahr 2022 auf null, was einer
faktischen Abschaffung der EEG-Umlage gleichkam.
Damit sind keine Einschnitte bei der F�rderung erneu-
erbarer Energien verbunden. Die EEG-F�rderung l�uft
unver�ndert weiter. Die hierbei anfallenden Kosten
werden nunmehr aber nicht mehr durch „Stromver-
kauf an der B�rse plus EEG-Umlage“, sondern durch
den „Stromverkauf an der B�rse plus Zuzahlungen aus
dem Bundeshaushalt“ gedeckt.

Mit dem Energiefinanzierungsgesetz (EnFG)31), das
zum 1.1.2023 in Kraft tritt, vollzieht der Gesetzgeber
den vorl�ufig letzten Schritt bei der Umgestaltung
des EEG-Umlagesystems. In dem neuen Gesetz ist
vorgesehen, dass der „EEG-Finanzierungsbedarf“32)

k�nftig vollst�ndig vom Staat getragen wird. Den
�NB wird ein entsprechender Anspruch gegen die
Bundesrepublik Deutschland zugesprochen (§ 6 Abs. 1
EnFG). Die EEG-Umlage wird damit obsolet. Die erfor-
derlichen Mittel zur Deckung des EEG-Finanzierungs-
bedarfs werden dem Sonderverm�gen „Klima- und
Transformationsfonds“ (KTF)33) entnommen, obwohl
dies – anders als noch im Gesetzentwurf – im EnFG
ausdr�cklich nicht verankert ist. Der KTF wird insbe-
sondere mit den Erl�sen aus der Ver�ußerung bzw.
Versteigerung von Emissionszertifikaten im Rahmen
des europ�ischen und nationalen Emissionshandels
gespeist.

Die Regelung, dass der EEG-Finanzierungsbedarf
k�nftig vollst�ndig vom Staat getragen wird, darf nicht
dahin verstanden, dass zur Finanzierung der EEG-F�r-
derung nicht mehr auf die Erl�se aus dem Stromver-
kauf an der B�rse zur�ckgegriffen wird. Der neue Be-
griff „EEG-Finanzierungsbedarf“ wird so definiert,
dass in ihm die Erl�se aus dem Stromverkauf an der
B�rse bereits von vornherein bedarfsmindernd be-
r�cksichtigt sind. Die Verkaufserl�se mindern den
EEG-Finanzierungsbedarf. Die aktuell geltende For-
mel „Stromverkauf an der B�rse plus Zuzahlungen
aus dem Bundeshaushalt“ bleibt also auch �ber das
Jahr 2023 hinaus erhalten.

Die Bekanntgabe der EEG-Umlage erfolgte in den ver-
gangenen Jahren – und erfolgt auch weiterhin – durch
eine gemeinsame Ver�ffentlichung der vier �NB.34)

Gem�ß § 5 EEV sind die �NB verpflichtet, bis zum
15.10. eines jeden Jahres die H�he der EEG-Umlage
f�r das folgende Kalenderjahr auf ihren Internetseiten
zu ver�ffentlichen und zudem der Bundesnetzagentur
mitzuteilen. Dem Steuerjuristen m�gen ob dieser Vor-
gehensweise die Haare zu Berge stehen. Er ist es ge-
wohnt, den Steuertarif dem Gesetz und nicht einer In-
ternetver�ffentlichung von Privatrechtsakteuren zu
entnehmen. Gleichwohl hat sich in den vergangenen
Jahren an dieser Form der Bekanntgabe niemand ge-
stoßen, was auch damit zusammenh�ngen mag, dass

26) Maßgebliches Rechtsinstrument hierzu war die „Verordnung
zur Weiterentwicklung des bundesweiten Ausgleichsmechanis-
mus (AusglMechV)“ v. 17.7.2009, BGBl. I 2009, 2101. Vgl. auch
Rostankowski, ZNER 2010, 125.

27) Die Neuregelung erfolgte durch das „Gesetz zur grundlegenden
Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur �nderung
weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts“ v.
21.7.2014, BGBl. I 2014, 1066.

28) „Corona-Folgen bek�mpfen, Wohlstand sichern, Zukunftsf�-
higkeit st�rken“, Ergebnis Koalitionsausschuss 3.6.2020, abruf-
bar unter www.bmwk.de.

29) Die Grundlage hierf�r wurde geschaffen durch die „Verordnung
zur �nderung der Erneuerbare-Energien-Verordnung“ v.
15.7.2020, BGBl. I 2020, 1696.

30) „Gesetz zur Absenkung der Kostenbelastungen durch die
EEG-Umlage und zur Weitergabe dieser Absenkung an die
Letztverbraucher“ v. 23.5.2022, BGBl. I 2022, 747.

31) „Gesetz zur Finanzierung der Energiewende im Stromsektor
durch Zahlungen des Bundes und Erhebung von Umlagen (En-
ergiefinanzierungsgesetz – EnFG)“ v. 20.7.2022, BGBl. I 2022,
1237, 1272. Das Gesetz war als „Energie-Umlagen-Gesetz
(EnUG)“ in das Gesetzgebungsverfahren eingef�hrt worden
und wurde im Rahmen der Ausschussberatungen in „Energiefi-
nanzierungsgesetz (EFG)“ umbenannt.

32) Durch das EnFG neu eingef�hrter Begriff. Eine Begriffsbestim-
mung findet sich in § 2 Nr. 2 EnFG.

33) Der KTF hieß bis zum 21.7.2022 „Energie- und Klimafonds
(EKF)“. Die Errichtung des Fonds basiert auf dem Gesetz v.
8.12.2010, BGBl. I 2010, 1807. Die Umbenennung erfolgte mit
Gesetz v. 12.7.2022, BGBl. I 2022, 1144.

34) Die Ver�ffentlichungen erfolgen im gemeinsamen Informations-
portal der �NB, abrufbar unter www.netztransparenz.de.
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es sich um eine Umlage handelte, der keine Aufkom-
menswirkung f�r die �ffentliche Hand zukam. Warte-
ten die Marktakteure bislang jeden Oktober gespannt
darauf, dass die �NB die H�he der EEG-Umlage f�r
das Folgejahr bekanntgaben, ist diese Spannung seit
der staatlichen Deckelung der EEG-Umlage verflogen.
Die �NB werden an dieser �bung auch unter Geltung
des EnFG festhalten, sie werden aber jeweils eine
Nullmeldung abgeben.

Die EEG-Umlage entwickelte sich in den vergangenen
Jahren sehr dynamisch.35) Belief sie sich im Jahr 2010
noch auf 2,047 ct/kWh, verdreifachte sich der Betrag
bis zum Jahr 2014 auf 6,240 ct/kWh. In den Jahren
2014 bis 2020 pendelte die EEG-Umlage stets zwi-
schen 6 und 7 ct/kWh, bevor sie in den Jahren 2021
und 2022 gedeckelt und schließlich – ab dem 2. Halb-
jahr 2022 – auf null gesetzt wurde. Im 1. Halbjahr 2022
betrug die EEG-Umlage lediglich 3,723 ct/kWh und
lag damit deutlich unter der von der Bundesregierung
beschlossenen Deckelung auf 6,0 ct/kWh. Das ist ins-
besondere mit dem hohen Strompreisniveau an der
B�rse zu erkl�ren. Die �NB konnten hohe Verkaufser-
l�se f�r den von ihnen abgenommenen Strom an der
B�rse erzielen, was die EEG-Umlage deutlich gesenkt
hat.

Der Umlagebetrag – also der Betrag, der �ber die
EEG-Umlage auf die Endverbraucher umgelegt wird
(F�rdersumme f�r EEG-Verg�tungen abz�glich Ver-
kaufserl�se an der B�rse) und der im EnFG neuerdings
als „EEG-Finanzierungsbedarf“ bezeichnet wird – be-
lief sich in den Jahren 2015 bis 2022 regelm�ßig auf
Betr�ge zwischen 20 und 23,9 Mrd. j j�hrlich. Nur
das Jahr 2022 war mit 16,2 Mrd. j ein Ausreißer „nach
unten“ (aufgrund der hohen Verkaufserl�se an der
B�rse). Diese Betr�ge werden k�nftig aus dem Staats-
haushalt bzw. dem KTF getragen.

Das von der Politik verbreitete Narrativ, dass der Weg-
fall der EEG-Umlage aus den Einnahmen aus dem
Brennstoffemissionshandel ausgeglichen wird, geht al-
lerdings nicht auf. Die Einnahmen aus der Ver�uße-
rung von Emissionszertifikaten nach BEHG beliefen
sich im Jahr 2021 auf rund 7,2 Mrd. j.36) Selbst wenn
man die Erl�se aus der Versteigerung von Zertifikaten
nach dem EU-Emissionshandel in H�he von rund
5,3 Mrd. j (im Jahr 2021)37) hinzurechnet, kommt man
lediglich auf einen Betrag von 12,5 Mrd. j. Die De-
ckungsl�cke betr�gt rund 10 Mrd. j pro Jahr. Zwar
werden die Einnahmen aus dem Emissionshandel in
den kommenden Jahren kontinuierlich steigen, aller-
dings gilt das auch f�r die F�rderungen nach dem
EEG, will die Bundesregierung ihre ehrgeizigen Kli-
maschutzziele erreichen.

Die Bundesregierung hat die Deckungsl�cke vorerst
dadurch geschlossen, dass sie durch das Zweite Nach-
tragshaushaltsgesetz 202138) dem KTF eine Sonderzah-
lung von 60 Mrd. j zugef�hrt hat. Daf�r hat sie neue
Kredite aufgenommen. Die Schuldenbremse aus
Art. 109 Abs. 3 GG wurde dadurch umgangen, dass
man Krediterm�chtigungen f�r Corona-Hilfspakete,
die nicht in Anspruch genommen worden waren, f�r
den Klimaschutz umgewidmet hat. Beim Bundesver-
fassungsgericht ist eine Klage der CDU/CSU gegen
diese Umwidmung anh�ngig. Auch der Bundesrech-

nungshof hat Kritik an der Maßnahme der Regierungs-
koalition ge�ußert.39)

3. KWKG-Umlage

�ber die KWKG-Umlage werden die Kosten abge-
deckt, die durch die F�rderzahlungen nach dem
Kraft-W�rme-Kopplungsgesetz (KWKG 2020)40) entste-
hen. Durch das KWKG 2020 gef�rdert werden KWK-
Strom sowie W�rmenetze und W�rmespeicher.41) Die
Betreiber von Stromnetzen sind nach diesem Gesetz
verpflichtet, hocheffiziente KWK-Anlagen vorrangig
an ihr Netz anzuschließen und den Strom aus diesen
Anlagen vorrangig abzunehmen (Anschluss- und Ab-
nahmepflicht). Dabei m�ssen die Netzbetreiber den
Anlagenbetreibern eine Zuschlagszahlung in der Ein-
heit „Cent pro kWh“ f�r den eingespeisten Strom leis-
ten (§§ 5 ff. KWKG 2020). �NB sind dar�ber hinaus
verpflichtet, gesetzlich n�her definierte Zuschl�ge
auch den Betreibern von W�rmenetzen und W�rme-
speichern zu zahlen (§§ 18 ff. KWKG 2020).

�hnlich wie im EEG findet auch im KWKG ein mehr-
stufiger Belastungsausgleich42) statt, der sich aller-
dings – anders als im EEG – auf einen finanziellen
Ausgleich beschr�nkt. Eine physikalische W�lzung
der Strommengen erfolgt nicht. Die erste Stufe stellt
die oben beschriebene Zuschlagszahlung des Netzbe-
treibers an den Betreiber der KWK-Anlage, des W�r-
menetzes bzw. des W�rmespeichers dar. In der zwei-
ten Stufe k�nnen die Netzbetreiber von dem ihnen
jeweils vorgelagerten Netzbetreiber einen finanziel-
len Ausgleich f�r die von ihnen an die Anlagenbetrei-
ber geleisteten Zuschlagszahlungen verlangen (§ 28
Abs. 1 KWKG 2020). Diese zweite Stufe entf�llt, so-
fern der �NB die Zuschlagszahlung in den F�llen
der F�rderung von W�rmenetzen und W�rmespei-
chern selbst leistet. Auf der dritten Stufe gleichen
die �NB die geleisteten Zahlungen untereinander
aus (§ 28 Abs. 2 KWKG 2020). Auf der darauffolgen-
den vierten Stufe haben die �NB einen finanziellen
Anspruch auf Belastungsausgleich gegen die ihnen
unmittelbar oder mittelbar nachgelagerten Netzbe-
treiber in H�he deren Einnahmen aus der KWK-Um-
lage (§ 28 Abs. 3 KWKG 2020). Das ist ein markanter
Unterschied zum EEG-Umlagesystem: W�hrend sich

35) Ausf�hrliches Datenmaterial findet sich im Informationsportal
der �NB (www.netztransparenz.de), dort unter „EEG-Umla-
gen-�bersicht“.

36) Umweltbundesamt, Pressemitteilung Nr. 1/2022 v. 5.1.2022
(„Emissionshandel 2021 mit Rekordeinnahmen von �ber 12
Mrd. j“).

37) Umweltbundesamt, Pressemitteilung Nr. 1/2022 v. 5.1.2022.
38) „Gesetz �ber die Feststellung eines Zweiten Nachtrags zum

Bundeshaushaltsplan f�r das Haushaltsjahr 2021 (Zweites
Nachtragshaushaltsgesetz 2021)“ v. 18.2.2022, BGBl. I 2022,
194.

39) Bundesrechnungshof, Schriftliche Stellungnahme v. 6.1.2022
zur �ffentlichen Anh�rung zum Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung �ber die Feststellung eines Zweiten Nachtrags zum
Bundeshaushaltsplan f�r das Haushaltsjahr 2021, abrufbar un-
ter www.bundesrechnungshof.de.

40) „Gesetz f�r die Erhaltung, die Modernisierung und den Ausbau
der Kraft-W�rme-Kopplung (Kraft-W�rme-Kopplungsgesetz –
KWKG 2020)“ v. 21.12.2015, BGBl. I 2015, 2498; zuletzt ge�ndert
durch Gesetz v. 20.7.2022, BGBl. I 2022, 1237.

41) Gef�rdert werden auch K�ltenetze und K�ltespeicher. Diese sol-
len hier aber zum Zwecke der sprachlichen Vereinfachung mit-
umfasst sein.

42) Vgl. hierzu auch K�per/Goldberg in S�cker/Hennig (Hrsg.),
Berliner Kommentar zum Energierecht, Band 7: KWKG/
KWKAusV, 5. Aufl. (2021), § 28 KWKG, Rz. 4 ff.
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der Anspruch der �NB in der vierten Stufe des EEG-
Belastungsausgleichs gegen die Elektrizit�tsversor-
gungsunternehmen richtet, werden im Rahmen des
KWKG-Belastungsausgleichs nicht die Elektrizit�ts-
versorgungsunternehmen, sondern die Netzbetreiber
in die Pflicht genommen.

Die f�nfte und zugleich letzte Stufe des Umlagesys-
tems bildet die Belastung des Netznutzers (Endver-
braucher) mit der KWKG-Umlage. Die Netzbetreiber
bringen die ihnen entstandenen Kosten bei der Be-
rechnung der Netzentgelte als Aufschlag in Ansatz
(§ 26 Abs. 1 KWKG 2020). Diese Verkn�pfung der
KWKG-Umlage mit den Netzentgelten f�hrt dazu, dass
in F�llen, in denen keine Netzentgelte anfallen (insbe-
sondere bei Strommengen, die nicht aus dem �ffentli-
chen Netz bezogen, sondern in Eigenerzeugungsanla-
gen produziert werden), auch die KWKG-Umlage nicht
anf�llt.

Die Regelungen zum KWKG-Belastungsausgleich
werden zum 1.1.2023 von §§ 26 ff. KWKG 2020 in das
EnFG �berf�hrt43) und finden sich dort k�nftig vor-
nehmlich in §§ 10 ff. EnFG (Teil 4: Ausgleich durch
Erhebung von Umlagen und weiterer Ausgleichsme-
chanismus). In inhaltlicher Hinsicht bleiben die Rege-
lungen zum KWKG-Belastungsausgleich nach ihrer
�berf�hrung in das EnFG weitgehend unver�ndert.
Insbesondere wird die KWKG-Umlage nach wie vor
als Aufschlag auf die Netzentgelte erhoben und damit
nicht – wie die EEG-Umlage – aus dem Staatshaushalt
bzw. dem KTF getragen. Anpassungen gibt es jedoch
in redaktioneller Hinsicht. So wird durch das EnFG der
Begriff „KWKG-Finanzierungsbedarf“ (analog zum
„EEG-Finanzierungsbedarf“) neu geschaffen. Laut
der Begriffsbestimmung in § 2 Nr. 5 EnFG handelt es
sich hierbei um den „nach den Vorgaben der Anlage
1 ermittelte(n) finanzielle(n) Bedarf der F�rderung der
Kraft-W�rme-Kopplung nach dem Kraft-W�rme-Kopp-
lungsgesetz f�r ein Kalenderjahr“.

Die H�he der KWKG-Umlage wird jeweils durch eine
gemeinsame Ver�ffentlichung der vier �NB auf ihrer
Internetseite bekannt gegeben44), wobei diese Be-
kanntgabe jeweils bis zum 25.10. eines Kalenderjahres
f�r das Folgejahr zu erfolgen hat (§ 26b KWKG 2020).
An dieser Praxis wird auch unter Geltung des EnFG ab
dem 1.1.2023 festgehalten. Maßgeblich ist k�nftig die
Vorschrift des § 11 EnFG.

Die KWKG-Umlage macht im Vergleich zur EEG-Um-
lage und zur Stromsteuer einen vergleichsweise mode-
raten Betrag aus. Sie bewegte sich in den vergangenen
Jahren stets unter der Marke von 0,5 ct/kWh. Im Jahr
2013 belief sie sich auf 0,126 ct/kWh. In den Jahren
2016 und 2017 erreichte sie mit 0,445 ct/kWh bzw.
0,438 ct/kWh ihren bisherigen H�chststand. Danach
ging sie wieder zur�ck und erreichte ein neues Tief
im Jahr 2020 mit 0,226 ct/kWh. Seitdem steigt sie wie-
der an. Im Jahr 2021 belief sie sich auf 0,254 ct/kWh
und im Jahr 2022 auf 0,378 ct/kWh.

Der Umlagebetrag – also derjenige Betrag, der �ber
die KWKG-Umlage auf die Netznutzer umgelegt wird
(vom EnFG k�nftig als „KWKG-Finanzierungsbedarf“
bezeichnet) – belief sich in den Jahren 2018 bis 2021
auf rund 1 Mrd. j j�hrlich. Zumeist blieb der Betrag
unterhalb der Milliarden-Grenze. F�r das Jahr 2022
ist der Umlagebetrag im Vergleich zu den Vorjahren

jedoch deutlich angestiegen und betr�gt aktuell 1,337
Mrd. j. Zu beachten ist, dass das KWKG-F�rdervolu-
men gesetzlich gedeckelt ist. § 29 KWKG 2020 ordnet
an, dass die Summe der Zuschlagszahlungen f�r KWK-
Strom einen Betrag von 1,8 Mrd. j je Kalenderjahr
nicht �berschreiten darf. Die Summe der Zuschlags-
zahlungen f�r W�rmenetze und W�rmespeicher darf
grunds�tzlich einen Betrag von 150 Mio. j je Kalender-
jahr nicht �bersteigen. Wird die Obergrenze erreicht,
werden die Zuschlagszahlungen f�r gef�rderten KWK-
Strom anteilig gek�rzt. An diesen Deckelungen soll
auch unter Geltung des neuen Rechts (§ 27 KWKG
2023) festgehalten werden.

4. Offshore-Netzumlage

Die Offshore-Netzumlage gem�ß § 17f EnWG (bis ein-
schließlich 2018: „Offshore-Haftungsumlage“) dient
der Abdeckung von Kosten, die den �NB im Zusam-
menhang mit der Anbindung von Offshore-Anlagen
(Windenergieanlagen auf See) entstehen.

Hierbei sind zwei große Kostenbl�cke zu unterschei-
den: Der erste Kostenblock besteht aus Entsch�di-
gungszahlungen, die die �NB an die Betreiber der Off-
shore-Anlagen nach § 17e EnWG leisten m�ssen, weil
eine Stromeinspeisung aufgrund einer mehr 10 Tage
andauernden St�rung der Netzanbindung nicht m�g-
lich war oder weil sich Fertigstellung der Netzanbin-
dung mehr als 90 Tage verz�gert hat. Die Haftung
der �NB ist hierbei verschuldensunabh�ngig ausge-
staltet. F�r den Fall, dass der �NB die St�rung oder
Verz�gerung vors�tzlich herbeigef�hrt hat, scheidet
eine Umlage auf die Endverbraucher aus. Der �NB
hat die Entsch�digung in diesem Fall also aus eigener
Tasche zu zahlen. Im Falle von Fahrl�ssigkeit hat er
einen Eigenanteil zu tragen, dessen H�he in § 17f
Abs. 2 Satz 2 EnWG n�her festgelegt ist. Der zweite
Kostenblock, der erst im Jahr 2018 hinzugekommen
ist, besteht aus den Kosten, die den �NB aus der Netz-
anbindung der Offshore-Anlagen entstehen. Abge-
deckt werden hier insbesondere die Kosten f�r die
Errichtung und den Betrieb von Offshore-Anbindungs-
leitungen gem�ß den Vorgaben des Offshore-Netzent-
wicklungsplans gem�ß § 17b EnWG bzw. des Fl�chen-
entwicklungsplans gem�ß §§ 4 ff. WindSeeG45) sowie
die Kosten f�r die Optimierung, Verst�rkung und Aus-
bau dieser Leitungen.

Durch die Offshore-Netzumlage nicht erfasst sind hin-
gegen die Verg�tungen, die den Anlagenbetreibern
f�r den in den Offshore-Anlagen erzeugten Strom ge-
zahlt wird. Diese Zahlungen erfolgen auf der Grundla-
ge des EEG und fließen dementsprechend in den
EEG-Umlagemechanismus ein.

Den Netzbetreibern entstehen Netzanbindungskosten
auch f�r Windenergieanlagen an Land. Hier erfolgt al-
lerdings keine bundesweite Kostenumlage. Dass man

43) Eine Aufstellung der �berf�hrten Regelungen findet sich in der
Gesetzesbegr�ndung, BT-Drucks. 20/1630, 266 ff.

44) Die Ver�ffentlichung erfolgt im Informationsportal der �NB
(www.netztransparenz.de), dort unter „KWKG-Umlagen�ber-
sicht“.

45) „Gesetz zur Entwicklung und F�rderung der Windenergie auf
See (Windenergie-auf-See-Gesetz – WindSeeG)“ v. 13.10.2016,
BGBl. I 2016, 2258; zuletzt ge�ndert durch Gesetz v. 20.7.2022,
BGBl. I 2022, 1325.
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f�r Offshore-Anlagen ein gesondertes Umlagesystem
eingef�hrt hat, ist prim�r mit den sehr hohen Kosten
der Netzanbindung von Offshore-Anlagen und der
geografischen Lage dieser Anlagen im norddeutschen
Raum zu erkl�ren. Ohne einen bundesweiten Belas-
tungsausgleich m�ssten die beiden �NB, die zur
Anbindung von Offshore-Anlagen in der Nord- und
Ostsee verpflichtet sind (und damit letztlich die Netz-
kunden im Gebiet dieser �NB) eine deutlich h�here
Kostenlast tragen als die nicht anbindungspflichtigen
�NB im s�ddeutschen Raum (und deren Netzkunden).
Das wird als nicht sachgerecht angesehen, zumal der
Strom aus den Offshore-Anlagen auch nach S�d-
deutschland geliefert werden soll. Entsprechende Lei-
tungstrassen befinden sich im Bau.

Der Belastungsausgleich gem�ß § 17f EnWG vollzieht
sich analog zum Belastungsausgleich im KWKG. Es
handelt sich auch hier um einen rein finanziellen Aus-
gleich. Eine physikalische W�lzung von Strommengen
erfolgt nicht. Die �NB gleichen den unterschiedlichen
Umfang ihrer Kosten untereinander aus und belasten
sodann die Verteilnetzbetreiber in ihrem Netzgebiet
sowie die unmittelbar an das �bertragungsnetz ange-
schlossenen Großkunden mit den entsprechenden
Kosten. Die Verteilnetzbetreiber wiederum legen die
Kosten als Offshore-Netzumlage auf ihre Netzkunden
(Letztverbraucher) um, wobei dies – wie bei der
KWKG-Umlage – als Aufschlag auf die Netzentgelte
geschieht mit der Folge, dass nur solcher Strom mit
der Offshore-Netzumlage belastet ist, der vom Letzt-
verbraucher aus dem �ffentlichen Netz bezogen wird.

Die Regelungen zur Offshore-Netzumlage, soweit sie
den W�lzungsmechanismus betreffen, werden zum
1.1.2023 von § 17f EnWG in das EnFG �berf�hrt. Sie
finden sich dort k�nftig vornehmlich in §§ 10 ff. EnFG
(Teil 4: Ausgleich durch Erhebung von Umlagen und
weiterer Ausgleichsmechanismus). Eine wesentliche
inhaltliche �nderung ist mit der �berf�hrung in das
EnFG nicht verbunden. Eine neu gefasste Begriffsbe-
stimmung der Offshore-Netzumlage findet sich in § 2
Nr. 11 EnFG. Die Regelung in § 17f EnWG wird aller-
dings nicht gestrichen, sondern neu gefasst. Sie
beschr�nkt sich k�nftig darauf, die Offshore-Anbin-
dungskosten zu bestimmen. Man wird also beide
Gesetze zusammenlesen m�ssen: §§ 10 ff. EnFG regelt
den W�lzungsmechanismus, w�hrend sich die Off-
shore-Anbindungskosten als solche weiterhin nach
Maßgabe des § 17f EnWG bestimmen.

Wie die H�he der EEG-Umlage und KWKG-Umlage
wurde auch die H�he der Offshore-Netzumlage in
den vergangenen Jahren jeweils im Oktober durch ei-
ne gemeinsame Ver�ffentlichung der vier �NB auf ih-
rer Internetseite bekannt gegeben (§ 17f Abs. 7
EnWG). Hieran wird auch unter Geltung des EnFG
mit der Maßgabe festgehalten, dass sich das Fristende
vom 15.10. um zehn Tage auf den 25.10. eines Kalen-
derjahres verschiebt (vgl. § 11 EnFG).

Im Vergleich zu anderen Strompreisbestandteilen war
die Offshore-Netzumlage lange Zeit ein unbedeuten-
der Kostenfaktor. Diese Aussage gilt f�r die Jahre bis
2018, als sie als „Offshore-Haftungsumlage“ nur die
Entsch�digungszahlungen der �NB f�r eine St�rung
bzw. Verz�gerung der Netzanbindung (erster Kosten-
block) umfasste. So belief sich die Umlage im Jahr

2016 auf 0,040 ct/kWh und im Jahr 2018 auf
0,037 ct/kWh.46) In den Jahren 2015 und 2017 war die
Umlage sogar leicht negativ. Nachdem der Gesetzge-
ber ab dem Jahr 2019 auch die Netzanbindung von
Offshore-Anlagen als solche in die Umlage einbezogen
hat (zweiter Kostenblock), erh�hte sich die Offshore-
Netzumlage deutlich. In den Jahren 2019 bis 2022 be-
wegte sie sich jeweils zwischen 0,395 ct/kWh und
0,419 ct/kWh. Das ist mehr als eine Verzehnfachung.
Damit �bersteigt die Offshore-Netzumlage sogar die
KWKG-Umlage.

Der Umlagebetrag als derjenige Betrag, der �ber die
Offshore-Netzumlage auf die Netznutzer umgelegt
wird, belief sich im Jahr 2022 auf 1,557 Mrd. j, wobei
rund 132 Mio. j auf die Entsch�digungsleistungen
(erster Kostenblock) und rund 1,54 Mrd. j auf die
Netzanbindung (zweiter Kostenblock) entfielen. We-
gen des weiteren Ausbaus von Offshore-Windenergie
ist zu erwarten, dass die Offshore-Netzumlage in
den kommenden Jahren weiter ansteigen wird.
Zwar existiert f�r die Entsch�digungsleistungen ein
Kostendeckel. Gem�ß § 17f Abs. 5 Satz 3 EnWG darf
die Offshore-Netzumlage aus dieser Kostenposition
0,25 ct/kWh nicht �berschreiten. An dieser Regelung
wird auch nach Inkrafttreten des EnFG zum 1.1.2023
festgehalten (vgl. § 17f Abs. 5 EnWG n.F.). Allerdings
beschr�nkt sich die Deckelung auf die Kosten f�r
Entsch�digungsleistungen. Kostentreiber f�r die Off-
shore-Netzumlage sind jedoch die Kosten der Netzan-
bindung, die von der Deckelung nicht erfasst sind.

5. Umlage gem�ß § 19 Abs. 2 StromNEV

Die Umlage gem�ß § 19 Abs. 2 StromNEV47) dient der
Abdeckung der Kosten, die durch die Vereinbarung
individueller Netzentgelte entstehen. Danach sind die
Netzbetreiber verpflichtet, bestimmten Endverbrau-
chern (im Regelfall Großkunden) bei atypischer Netz-
nutzung ein „individuelles Netzentgelt“ anzubieten.
Hierbei handelt es sich um ein Netzentgelt, das deut-
lich (bis zu 90 %) unter dem ver�ffentlichen Netzent-
gelt des betreffenden Netzbetreibers liegen darf. Eine
atypische Netznutzung liegt zum einen in den F�llen
vor, in denen der H�chstlastbeitrag des Letztverbrau-
chers vorhersehbar erheblich von der zeitgleichen Jah-
resh�chstlast aller Entnahmen aus dieser Netz- oder
Umspannebene abweicht (Satz 1), und zum anderen
in den F�llen, in denen die Stromabnahme aus dem
Netz der allgemeinen Versorgung f�r den eigenen Ver-
brauch an einer Abnahmestelle pro Kalenderjahr so-
wohl die Benutzungsstundenzahl von 7 000 Stunden
im Jahr erreicht als auch der Stromverbrauch an dieser
Abnahmestelle pro Kalenderjahr 10 GWh �bersteigt
(Satz 2). Um etwaigen Missbrauch vorzubeugen, be-
darf die Vereinbarung individueller Netzentgelte der
Genehmigung durch die Regulierungsbeh�rde.

Die entgangenen Erl�se (Mindereinnahmen) der Netz-
betreiber werden als Aufschlag auf die Netzentgelte

46) Vgl. ausf�hrlich die entsprechenden Aufstellungen der �bertra-
gungsnetzbetreiber in ihrem Informationsportal (www.
netztransparenz.de), dort unter „Offshore-Netzumlage“.

47) „Verordnung �ber die Entgelte f�r den Zugang zu den Elektri-
zit�tsversorgungsnetzen (Stromnetzentgeltverordnung – Strom-
NEV)“ v. 25.7.2005, BGBl. I 2005, 2225; zuletzt ge�ndert durch
Gesetz v. 20.7.2022, BGBl. I 2022, 1237.
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anteilig auf alle Letztverbraucher umgelegt. Auch hier
hat der Verordnungsgeber einen bundesweiten Aus-
gleichmechanismus geschaffen, der im Einzelnen in
§ 19 Abs. 2 Satz 13 bis 17 StromNEV geregelt ist. Die
Alternative, dem Anschlussnetzbetreiber das Recht
einzur�umen, seine Netzentgelte „lokal“ (bezogen
auf sein Netzgebiet) zu erh�hen, ohne die entgange-
nen Erl�se bundesweit auszugleichen, hat der Verord-
nungsgeber als nicht sachgerecht angesehen. In die-
sem Fall h�tten nicht beg�nstigte Letztverbraucher in
einem Netzgebiet, in dem Großkunden mit individuel-
len Netzentgelten besonders stark vertreten sind (z.B.
in St�dten im Ruhrgebiet aufgrund der dort vertrete-
nen Industrie), �berdurchschnittlich hohe Netzentgel-
te zu tragen.

Im Rahmen der ersten Stufe des bundesweiten Aus-
gleichsmechanismus sind die �NB verpflichtet, die
entgangenen Erl�se der ihnen nachgelagerten Netz-
betreiber zu erstatten. In der zweiten Stufe haben die
�NB diese Zahlungen sowie ihre eigenen entgange-
nen Erl�se aus individuellen Netzentgelten durch Ver-
rechnung untereinander auszugleichen. In der darauf-
folgenden dritten Stufe legen die �NB die Kosten auf
die Netzbetreiber um, die wiederum in der vierten Stu-
fe diese Kosten als Aufschlag auf die Netzentgelte an-
teilig an alle Letztverbraucher weitergeben. Anders als
bei den anderen Umlagesystemen existiert hier aller-
dings noch die Besonderheit, dass die Belastung der
Endverbraucher gestaffelt ist. So sieht § 19 Abs. 2
Satz 15 StromNEV die Bildung von drei Letztver-
brauchergruppen vor. W�hrend Angeh�rige der Letzt-
verbrauchergruppe A die Umlage in voller H�he zu
entrichten haben, ist die Umlage f�r Angeh�rige der
Letztverbrauchergruppen B und C f�r solche Strom-
mengen, die �ber einen Jahresverbrauch von 1 Mio.
kWh48) hinausgehen, auf Betr�ge von 0,05 ct/kWh bzw.
0,025 ct/kWh gedeckelt.

Das skizzierte Umlagesystem bleibt durch das zum
1.1.2023 in Kraft tretende EnFG unver�ndert. Die Um-
lage gem�ß § 19 Abs. 2 StromNEV wird insbesondere
nicht in das neue Gesetz integriert. Durch das �nde-
rungsgesetz wird § 19 StromNEV lediglich redaktio-
nell ge�ndert (Anpassung von Querverweisen an das
neue Recht).

Die H�he der Umlage gem�ß § 19 Abs. 2 StromNEV
wird – analog der EEG-Umlage, der KWKG-Umlage
und der Offshore-Netzumlage – durch eine gemeinsa-
me Ver�ffentlichung der vier �NB auf ihrer Internet-
seite bekannt gegeben, wobei diese Bekanntgabe –
zumindest nach ge�bter Praxis49) – jeweils bis zum
25.10. eines Kalenderjahres f�r das Folgejahr erfolgt.
Diese Praxis wird auch unter der Geltung des EnFG
unver�ndert bleiben.

Die Umlage gem�ß § 19 Abs. 2 StromNEV ist betrags-
m�ßig �berschaubar.50) F�r die Letztverbrauchergrup-
pe A zeigt sich seit dem Jahr 2019 allerdings ein Auf-
w�rtstrend. Belief sich die Umlage seinerzeit noch auf
0,305 ct/kWh, ist sie im Jahr 2020 auf 0,358 ct/kWh, im
Jahr 2021 auf 0,432 ct/kWh und im Jahr 2022 auf
0,437 ct/kWh angestiegen. Das ist ein Anstieg um rund
50 % binnen vier Jahren. F�r die Letztverbraucher-
gruppen B und C ist die Umlage hingegen stabil. Hier
ist in den vergangenen Jahren jeweils der gedeckelte
Wert von 0,05 ct/kWh bzw. 0,025 ct/kWh zur Anwen-

dung gelangt. Die Summe aller entgangener Erl�se
aus § 19 Abs. 2 StromNEV, die auf die Letztverbrau-
cher umgelegt werden, bel�uft sich im Jahr 2022 auf
1,263 Mrd. j, wobei 298,6 Mio. j (rund 24 %) auf F�lle
des Satzes 1 und 964,7 Mio. j (rund 76 %) auf F�lle des
Satzes 2 entfallen.

6. Abschaltbare-Lasten-Umlage

�ber die Umlage f�r abschaltbare Lasten gem�ß § 18
AbLaV werden die Kosten abgedeckt, die den �NB im
Zusammenhang mit der Verordnung zu abschaltbaren
Lasten (AbLaV)51) entstehen.52) Abschaltbare Lasten
sind große Verbrauchseinrichtungen (zumeist in der
Industrie), die unmittelbar an das Hoch- und H�chst-
spannungsnetz angeschlossen sind und ihre Ver-
brauchsleistung auf Anforderung der �NB kurzfristig
f�r eine bestimmte Zeit reduzieren k�nnen. Die Inan-
spruchnahme abschaltbarer Lasten erfolgt dabei nicht
zwangsweise, sondern auf freiwilliger Basis. Die �NB
schreiben entsprechende Abschaltleistungen aus und
schließen nach erfolgtem Zuschlag einen Vertrag mit
dem Anbieter der Abschaltleistung. Letztlich dient
das Verfahren der Gew�hrleistung der Netzstabilit�t
und der Vermeidung von Stromausf�llen. Durch die
Aufnahme großer Strommengen aus fluktuierenden
erneuerbaren Energien (insbesondere Windenergie
und Photovoltaik) sind die �NB in besonderem Maße
gefordert, auf kurzfristig auftretende Schwankungen
im Netz zu reagieren und diese auszugleichen.

Die Zahlungen, die die �NB an die Anbieter von Ab-
schaltleistung f�r die Inanspruchnahme abschaltbarer
Lasten zahlen, werden �ber das in § 18 AbLaV n�her
geregelte Umlagesystem ausgeglichen. Danach sind
die �NB verpflichtet, ihre Zahlungen �ber eine finan-
zielle Verrechnung zun�chst untereinander auszuglei-
chen. Sodann erfolgt der Belastungsausgleich entspre-
chend dem KWKG (in seiner jeweils geltenden
Fassung). Die �NB legen die Kosten auf die Verteil-
netzbetreiber bzw. die unmittelbar an das �bertra-
gungsnetz angeschlossenen Großkunden um. Die Ver-
teilnetzbetreiber wiederum bringen die Kosten als
Aufschlag auf die Netzentgelte in Ansatz und legen
diese sodann auf ihre Netzkunden (Endverbraucher)
um. Dieses Umlagesystem bleibt auch �ber den
1.1.2023 hinaus erhalten. Das EnFG befasst sich mit
der Umlage f�r abschaltbare Lasten nicht. Zur Klarstel-
lung, dass sich das Umlagesystem f�r abschaltbare
LastenweiterhinnachdemKWKGvollzieht,wirdderVer-
weis in § 18 AbLaV auf das KWKG dahingehend ab-
ge�ndert, dass er nicht mehr auf das KWKG „in der je-
weils geltenden Fassung“ (dynamischer Verweis) Bezug

48) Bis einschließlich 2013 belief sich die Grenze auf 100 000 kWh.
Die Anpassung auf 1 Mio. kWh erfolgte durch Verordnung v.
14.8.2013, BGBl. I 2013, 3250.

49) Eine Rechtsgrundlage hierf�r ist nicht ersichtlich, insbesondere
findet sich in § 19 StromNEV kein Verweis auf § 26b KWKG.

50) Vgl. ausf�hrlich die Aufstellungen im Informationsportal
(www.netztransparenz.de), dort unter „§ 19 StromNEV-Umla-
ge“.

51) „Verordnung �ber Vereinbarungen zu abschaltbaren Lasten
(Verordnung zu abschaltbaren Lasten – AbLaV)“ v. 16.8.2016,
BGBl. I 2016I, 1984; zuletzt ge�ndert durch Gesetz v. 20.7.2022,
BGBl. I 2022, 1237.

52) Die Verordnung war von vornherein befristet. Gem�ß § 20 Abs. 3
AbLaV ist die Verordnung mit Ausnahme des § 18 AbLaV zum
1.7.2022 außer Kraft getreten. § 18 AbLaV tritt zum 31.12.2023
außer Kraft.
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nimmt, sondern auf das KWKG „in der am 31.12.2022 gel-
tenden Fassung“ (statischer Verweis).

Die H�he der Umlage gem�ß § 18 AbLaV wird – ana-
log den anderen Umlagen – durch eine gemeinsame
Ver�ffentlichung der vier �NB auf ihrer Internetseite
bekannt gegeben, wobei diese Bekanntgabe jeweils
bis zum 25.10. eines Kalenderjahres f�r das Folgejahr
zu erfolgen hat (§ 18 Abs. 1 AbLaV in Verbindung mit
§ 26b KWKG 2020). Diese Praxis bleibt auch unter der
Geltung des EnFG unver�ndert.

Die Umlage gem�ß § 18 AbLaV macht den betragsm�-
ßig geringsten Bestandteil des Strompreises aus.53) Im
Jahr 2018 erreichte die Umlage mit 0,011 ct/kWh ihren
bisherigen H�chststand. Zum Vergleich: Die EEG-Um-
lage belief sich im gleichen Jahr auf 6,792 ct/kWh und
fiel damit �ber 600 mal h�her aus als die Umlage nach
§ 18 AbLaV. Im Jahr 2019 sank die Umlage auf
0,005 ct/kWh, bevor sie Jahr 2020 auf 0,007 ct/kWh
und im Jahr 2021 auf 0,009 ct/kWh stieg. Im Jahr 2022
betr�gt sie 0,003 ct/kWh. Der Umlagebetrag als derje-
nige Betrag, der insgesamt �ber § 18 AbLaV auf die
Netzkunden umgelegt wird, bewegt sich im zweistelli-
gen Millionenbereich. Im Jahr 2018 belief sich der Be-
trag auf rund 35 Mio. j, im Jahr 2019 auf 31,5 Mio. j,
im Jahr 2020 auf rund 40,5 Mio. j und im Jahr 2021 auf
rund 43,5 Mio. j. Im Jahr 2022 betr�gt der Umlagebe-
trag rund 23 Mio. j.

IV. Staatlich nicht induzierte Strompreisbestandteile

Die staatlich nicht induzierten Strompreisbestandteile
sind nicht Gegenstand dieses Beitrages, sollen aber
der Vollst�ndigkeit halber zumindest kurz erw�hnt
werden.

1. Beschaffungskosten

Die Beschaffungskosten sind die Kosten, die dem
Stromlieferant durch die Beschaffung der von ihm kon-
trahierten Strommengen auf dem Großhandelsmarkt
entstehen, etwa an der Stromb�rse oder – falls der
Stromlieferant keinen unmittelbaren Zugang zur B�rse
hat – bei einem Stromh�ndler. Sofern der Stromliefe-
rant die Strommengen nicht von Dritten bezieht, son-
dern selbst erzeugt bzw. erzeugen l�sst, treten an die
Stelle der Beschaffungskosten die Erzeugungskosten.

Die Beschaffungskosten an der B�rse sind zuletzt deut-
lich gestiegen und in Dimensionen vorgestoßen, die
noch im Jahr zuvor undenkbar erschienen.54) W�hrend
sich im April 2021 der B�rsenstrompreis am EPEX-Spot-
markt auf durchschnittlich 53,61 j/MWh belief, waren es
im Dezember 2021 schon 221,06 j/MWh (also mehr als
eine Vervierfachung binnen 8 Monaten). Nachdem sich
der Markt im Januar und Februar 2022 wieder etwas be-
ruhigt hatte, schnellte der B�rsenpreis mit Kriegsaus-
bruch in der Ukraine und dem daraufhin entbrannten
Wirtschaftskrieg zwischen der Europ�ischen Union und
Russland wieder nach oben, und zwar auf 252,01 j/MWh
im M�rz 2022, auf 315,- j/MWh im Juli 2022 und auf
465,18 j/MWh im August 2022.

Die Preisturbulenzen basieren prim�r auf den stark ge-
stiegenen Bezugskosten f�r die in den Kraftwerken zur
Stromproduktion eingesetzten Brennstoffe Erdgas und

Kohle. Hierbei ist auch zu ber�cksichtigen, dass nach
dem Prinzip der „Merit-Order“ das Kraftwerk mit den
h�chsten Grenzkosten, das noch ben�tigt wird, um die
Stromnachfrage zu decken, den Marktpreis und damit
die Erl�se bzw. Deckungsbeitr�ge aller g�nstigeren
Stromanbieter bestimmt.55) Preistreibend wirkt sich da-
r�ber hinaus aus, dass sich auch die Emissionszertifi-
kate deutlich verteuert haben, die die Kraftwerksbe-
treiber erwerben m�ssen, um ihren Pflichten aus dem
EU-Emissionshandel nachzukommen.56)

2. Vertrieb und Gewinn

Bestandteil des Strompreises sind weiterhin die Ver-
triebskosten sowie der Gewinn des Stromlieferanten.
Das sind unternehmensindividuelle Betr�ge. Aufgrund
des bestehenden harten Preiswettbewerbes auf dem
Strommarkt l�sst sich die allgemeine Aussage treffen,
dass die Zeiten, in denen die Stromlieferanten durch
den Stromhandel bzw. Stromvertrieb hohe Gewinne
erwirtschaften konnten, lange vorbei sind. Das ist auch
einer der Gr�nde, warum viele Energieversorger in
neue Gesch�ftsfelder dr�ngen. Mit dem klassischen
Stromvertrieb l�sst sich kaum noch Geld verdienen.

3. Netzentgelte / Messung und Messstellenbetrieb

Bestandteil des Strompreises sind schließlich die Netz-
entgelte (gelegentlich auch als „Netznutzungsentgel-
te“ bezeichnet) sowie die Entgelte f�r Messung und
Messstellenbetrieb. Bei dem Netzentgelt handelt es
sich um das Entgelt f�r die Inanspruchnahme des Net-
zes. Es ist von jedem Netznutzer zu entrichten, der
Strom durch das Netz der allgemeinen Versorgung
leiten will. Das Netzentgelt wird vom Anschluss-Netz-
betreiber erhoben und dem Endkunden (Anschluss-
nehmer) in Rechnung gestellt, und zwar entweder un-
mittelbar oder „�ber Eck“ �ber den Stromlieferanten.

Die maßgeblichen rechtlichen Grundlagen f�r die Er-
hebung und Berechnung der Netzentgelte sind § 20
EnWG und die StromNEV (auf die bereits oben einge-
gangen worden ist). Das Netzentgelt besteht bei gr�-
ßeren Kunden aus einem Arbeitspreis f�r die entnom-
mene Energiemenge in der Einheit „Cent pro kWh“
bzw. „Euro pro MWh“ und einem Leistungspreis f�r
die maximal in Anspruch genommene Leistung in der
Einheit „Cent pro kW“ bzw. „Euro pro MW“. Bei Haus-
halten in der Niederspannung ohne Leistungsmessung
gibt es keinen Leistungspreis, daf�r aber h�ufig einen
Grundpreis.

Da das Stromnetz ein nat�rliches Monopol bildet, kann
sich das Netzentgelt nicht im freien Wettbewerb bil-
den. Daher unterliegen die Netzentgelte der Regulie-
rung durch die Bundesnetzagentur bzw. die Regulie-
rungsbeh�rden der L�nder. Die Netzentgelte basieren

53) Vgl. ausf�hrlich die Aufstellungen im Informationsportal
(www.netztransparenz.de), dort unter „Abschaltbare-Lasten-
Umlage“.

54) Die nachfolgenden Preise sind entnommen: B�rsenstrompreis
am EPEX-Spotmarkt f�r Deutschland und Luxemburg, abrufbar
unter de.statista.com.

55) Vgl. BDEW, Warum Angebot und Nachfrage den Preis bestim-
men und wie der Strommarkt organisiert ist: Das Merit-Or-
der-Prinzip, Stand: 2.9.2022, 3 ff.

56) Zur Entwicklung der Zertifikatspreise vgl. auch BDEW-Strom-
preisanalyse, Juli 2022, Folien 52 und 53.
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auf den von den Regulierungsbeh�rden festgelegten
zul�ssigen Erl�sobergrenzen und sind von den Netz-
betreibern im Internet zu ver�ffentlichen. Seit dem
1.1.2009 unterliegen die Netzentgelte der Anreizregu-
lierung,57) die die Netzbetreiber zu Kostensenkungen
und Effizienzsteigerungen bewegen soll.

V. Schlussbetrachtung

Ziel des vorliegenden Beitrages war es, einen �ber-
blick �ber die Belastung des Strompreises mit Steuern,
Abgaben und Umlagen zu geben. Schwerpunkt war
die Informationsvermittlung, nicht die Abgabe eines
Werturteils �ber den Sinn und Unsinn der einzelnen
Strompreisbestandteile, auch wenn dem Verfasser ein
solches Urteil bei der Erstellung dieses Beitrages oft-
mals auf der Zunge lag. Die nachfolgende Wertung
sei aber erlaubt: Das System der Strompreisbestandtei-
le und ihrer Erhebung ist komplex und f�r den Außen-
stehenden nur schwer zu durchdringen. Der Gesetzge-
ber hat versucht, mit dem zum 1.1.2023 in Kraft

tretenden EnFG eine Vereinfachung herbeizuf�hren.
Der Ansatz ist sicher lobenswert. Gleichwohl l�sst sich
bereits heute sagen, dass dieser Versuch missgl�ckt
ist. Das EnFG vereinfacht die Materie nicht, sondern
macht sie nur noch komplexer. Das EnFG ist allein
schon deshalb unzul�nglich, weil das Gesetz nur die
KWKG-Umlage und die Offshore-Netzumlage behan-
delt und die anderen Abgaben und Umlagen außen
vor l�sst. Aber selbst im Bereich der KWKG-Umlage
und der Offshore-Haftungsumlage ist das EnFG nicht
aus sich selbst heraus verst�ndlich. Man muss die bei-
den Fachgesetze (KWKG und § 17f EnWG) trotzdem
zur Hand nehmen und sie mit dem EnFG parallel le-
sen, um den Regelungsgehalt der Vorschriften voll-
st�ndig zu erfassen. Kluge Gesetzgebung sieht anders
aus.

Die Zinsen schlafen nicht – aber in welcher H�he?

Rechtsanwalt Marian Niestedt, Hamburg

In Umsetzung des Beschlusses des BVerfG vom 8.7.2021, mit dem dieses die Verfassungswidrigkeit der Regelun-
gen zur Vollverzinsung von Steuernachzahlungen und -erstattungen ab dem Verzinsungszeitraum 2014 festge-
stellt hatte, wurde die Vollverzinsung mit dem 2. AO�ndG vom 12.7.2022 neu geregelt. Nicht von dieser Neure-
gelung erfasst sind zum einen die Teilverzinsungstatbest�nde der Abgabenordnung, zum anderen Zinsen auf die
Einfuhrumsatzsteuer sowie auf Verbrauchsteuern. Gleichwohl stellt sich auch insoweit die Frage nach der H�he
der Verzinsung.

I. Entscheidung des BVerfG vom 8.7.2021

In zwei Verfahren hatte das BVerfG mit einem am
18.8.2021 ver�ffentlichen Beschluss die Verfassungs-
widrigkeit der H�he der Verzinsung von Steuernach-
forderungen und -Steuererstattungen nach § 233a AO
(Vollverzinsung bzw. „Verzinsung vor F�lligkeit“) ge-
m�ß § 238 AO f�r Verzinsungszeitr�ume ab dem
1.1.2014 festgestellt.1) Das Verfassungsgericht erkl�rte
den Zinssatz von – nach Ablauf einer zinsfreien Ka-
renzzeit von 15 Monaten nach Ablauf des Kalenderjah-
res, in dem die Steuer entstanden ist – monatlich 0,5 %
(6 % pro Jahr), der seit 1961 gegolten hatte, f�r Zins-
zeitr�ume ab dem 1.1.2014 f�r mit dem in Art. 3 GG
niedergelegten Gleichheitssatz unvereinbar.

Das Verfassungsgericht begr�ndete die Verfassungs-
widrigkeit der Zinsh�he im Ergebnis unter anderem
damit, dass der gesetzliche Zinssatz von j�hrlich 6 %
seit dem 1.1.2014 unverh�ltnism�ßig sei. Denn auf-
grund der Entwicklung des Zinsniveaus k�nne dieser
Zinssatz den Erhebungszweck der Zinsen, n�mlich ei-
nen fiktiven Zinsvorteil abzusch�pfen, nicht mehr ab-
bilden. Vor 2014 habe sich das Niedrigzinsniveau hin-
gegen noch nicht derart verfestigt, dass der gesetzliche
Zinssatz als im Regelfall „evident realit�tsfern“ er-

scheine, sondern es habe noch die M�glichkeit bestan-
den, Habenzinsen zu erhalten.2)

F�r Verzinsungszeitr�ume ab 2019 verpflichtete das
Gericht den Gesetzgeber daher, bis zum 31.7.2022 eine
Neuregelung zu schaffen. F�r Verzinsungszeitr�ume
zwischen dem 1.1.2014 und dem 31.12.2018 hingegen
traf das BVerfG mit Blick auf die ansonsten drohenden,
erheblichen Haushaltsauswirkungen eine Fortgel-
tungsanordnung und �berließ dem Gesetzgeber die
Entscheidung, ob dieser auch insoweit eine r�ckwir-
kende Regelung schafft oder davon absieht. F�r Zin-
sen, die Verzinsungszeitr�ume bis Ende 2013 betref-
fen, bleibt es dagegen bei einer Verzinsung in H�he
von j�hrlich 6 %.

Die Entscheidung zur Verfassungswidrigkeit schließt
auch Zinsen auf Betr�ge ein, die seitens der Finanzver-
waltung zu Gunsten der Steuerpflichtigen zur�ckzu-
zahlen sind (Erstattungszinsen).3) Der Beschluss des
BVerfG erfasst aber nur die in § 233a AO abschließend
aufgez�hlten Steuerarten (Einkommenssteuer, K�rper-

57) N�her geregelt in der „Verordnung �ber die Anreizregulierung
der Energieversorgungsnetze (Anreizregulierungsverordnung –
ARegV)“ v. 29.10.2007, BGBl. I 2007, 2529; zuletzt ge�ndert
durch Gesetz v. 20.7.2022, BGBl. I 2022, 1237.

1) BVerfG v. 8.7.2021, 1 BvR 2237/14 und 1 BvR 2422/17, DStR 2021,
1934.

2) BVerfG v. 8.7.2021, 1 BvR 2237/14 und 1 BvR 2422/17, DStR 2021,
1934, 1947, Rz. 223.

3) Krit. insoweit R�sken in Klein, AO, 16. Aufl. 2022, § 238 Rz. 3.


